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Fabian Renz

Wir hören oft,wiewichtig
die Bilateralen I für
dieWirtschaft seien. Können
Sie die siebenVerträge
aufzählen?
Die Bilateralen I sind ein mass-
geschneidertes Paket. Das Gan-
ze zählt viel mehr als die sieben
Einzelglieder.

Wir fragen darum,weil es
vielen schwerfällt, die Verträge
und ihren konkreten Nutzen
zu benennen.
Die Verträge als Gesamtkonst-
rukt geben uns Rechtssicherheit
und einen klaren Rahmen.Wenn
wir am 27. September der SVP-
Begrenzungsinitiative zustim-
men und die Personenfreizügig-
keit kündigen, lösenwir die Guil-
lotine-Klausel aus. Dann fallen
die Bilateralen I dahin.Das ist ein
leichtsinniges und gefährliches
Experiment.

Aber trotzdem die Frage:Was
nützen uns die Verträge aus
den Bilateralen I ganz konkret?
Nehmenwirdas Luftverkehrsab-
kommen: Es stellt sicher, dass die
Swiss gleich behandelt wird wie
die übrigenAirlines,wenn es um
dieVerteilungderFlug-Slots geht.
Wenn das Abkommen wegfällt,
können wir von Zürich aus viel-
leicht nurnoch sechs oder sieben
Standorte direkt anfliegen. Das
Landverkehrsabkommenermög-
licht uns, den Gütertransport auf
derSchiene zu stärken.Von gros-
serBedeutung ist dasAbkommen
überdieHandelshemmnisse, das
unsere Produktnormen mit der
EU synchronisiert.

AmmeistenWert legen
dieArbeitgeber dochwohl
auf die Personenfreizügigkeit,
nicht?
Ja, selbstverständlich. Für die
Wirtschaft ist die Personenfrei-
zügigkeit essenziell.Wirwerden
immer auf Zuwanderung zurEr-
gänzung unseres inländischen
Arbeitskräfteangebots angewie-
sen sein.

Laut Ems-Chemie-Chefin
MagdalenaMartullo-Blocher
nutzen die Arbeitgeber
die Personenfreizügigkeit,
umAusländer einzustellen,
obwohl es qualifizierte
Schweizer gäbe.
Auch ich kenne solche Beispiele.
Doch derObservatoriumsbericht
des Bundes und andere Unter-
suchungen bestätigen, dass es
auf demArbeitsmarkt keine sys-
tematische Verdrängung gibt.
Wieso solltenwirArbeitgeberdas
tun? Es ist ja immer auch ein Ri-
siko, jemanden aus demAusland
einzustellen, der mit unserer
Kultur nicht vertraut ist.

EinweitererVorwurf von
FrauMartullo: Viele Manager
agieren nicht im Interesse
der Schweiz,weil sie nicht
aus der Schweiz stammen.
Gerade unter den ausländischen
Konzernchefs gibt es sehr viele
Schweiz-Fans. Die sehen unser
Land oft viel weniger kritisch,
alswir Schweizer das selber tun.
Nehmen Sie Roche-Chef Severin
Schwan als Beispiel, der ur-
sprünglich aus Österreich
stammt und sich hier kürzlich
einbürgern liess.

Sie sind selber Unternehmer.
Wie viel Personal rekrutieren
Sie pro Jahr über die
Personenfreizügigkeit?
Als ich 2002bei Burckhardt Com-
pression angefangen habe, be-
schäftigten wir rund 300 Mit-
arbeitende in derSchweiz. Im Juli
dieses Jahres, als ichmeinVerwal-
tungsratspräsidium abgegeben
habe,waren es mehr als 700. Der
Anteil derMitarbeitenden aus der
EU war immer bei rund 20 Pro-
zent.Das heisst,wirhaben in die-
ser Zeit zusätzliche 320 Arbeits-
plätze fürSchweizerundSchwei-
zerinnen geschaffen.

Nennen Sie uns doch
Beispiele von Berufsleuten,

die Sie hier in der Schweiz
nicht finden.
Ein Bereich, der an Bedeutung
gewinnt, ist die professionelle
Dokumentation von Produkten.
In Deutschland gibt es dafür
einen Lehrgang, in der Schweiz
nicht. Bei Burckhardt Compres-
sion arbeiten wir viel mit Guss,
doch in der Schweiz gibt es fast
keine Giessereien mehr – und
folglich zu wenig Leute mit ent-
sprechendem Fachwissen.

Sie bekämen die benötigten
Fachleute doch auch über
Kontingente.
Das ist nicht sicher. Wer weiss,
ob und wann uns Kontingente
zugeteilt werden? Und Kontin-
gente bedeuten Bürokratie. Es
gibt ja schon Kontingente für
Drittstaatenangehörige, die wir
nutzen, und das ist ein unglaub-
licher Mehraufwand.Wenn eine
gesuchte ausländische Person
plötzlich auf den Arbeitsmarkt
kommt undman diese einstellen
möchte, geht dasmit Kontingen-
ten ebenfalls nur schwer.

Was ist mit den übrigen
Abkommen?Würden Sie das
merken,wenn diewegfallen?
Natürlich, in unzähligen Berei-
chen. Wir müssten unsere Pro-
dukte in jedem einzelnen EU-
Land separat zertifizieren lassen.
Wir wüssten nicht, ob wir im
Flugverkehr noch die Slots bekä-
men, umdirekt dorthin reisen zu
können. Wir hätten ganz gene-
rell eine enormeRechtsunsicher-
heit. Die Bedeutung von Rechts-
sicherheit und Stabilität für

unser Land – und speziell für die
Wirtschaft – kann man nicht
hoch genug einschätzen.

Rechtssicherheit und
Freihandel sind laut SVP
gewährleistet. Sie verweist auf
dasAbkommenvon 1972.
Es ist völliges Wunschdenken,
dass diesesAbkommen die Bila-
teralen I ersetzen könnte. Wir
müssten es erneuern oder mo-
dernisieren. Das in den letzten
Jahren am schnellsten ausgehan-
delte Freihandelsabkommenwar
dasjenige mit China, und dafür
habenwir beinahe vier Jahre be-
nötigt. Glaubt irgendwer, dass es
mit der EU schneller ginge?
Wenn wir der SVP-Initiative zu-
stimmen, dann fallen die Bilate-
ralen I imApril 2022weg, und es
beginnen jahrelange Verhand-
lungen.Das ist das Gegenteil von
Sicherheit und Stabilität.

Wiewürde Burckhardt
Compression auf ein Ja zur
SVP-Initiative reagieren?
Burckhardt Compressionundan-
dereUnternehmen,bei denen ich
im Verwaltungsrat bin, würden
sicher überprüfen, ob alle bishe-
rigenTätigkeiten auch in Zukunft
noch in der Schweiz ausgeübt
werden können. Alle Unterneh-
men, in die ich involviert bin, sind
gerne hier. Die Schweiz hat heu-
te schon Nachteile wie etwa die
hohen Kosten und den starken
Franken. Wenn man dann noch
die Vorteile wegnimmt, wird es
schwierig. Lieberwäre es mir al-
lerdings, wenn wir uns solche
Überlegungen sparen könnten.

Übertreiben Sie nicht ein
bisschen? Laut neuen Studien
haben sich die Bilateralen I
auf das Bruttoinlandprodukt
pro Kopf kaum ausgewirkt.
Ich bin schon lange Unterneh-
mer und halte mich an die Fak-
ten und die Realität. Ich kann
mich an die Zeit von 1990 bis
2000 gut erinnern. Daswar eine
sehr schwierige Phase für die
Schweiz. Nach der Ablehnung
des EWR 1992 hatte eine regel-
rechte Depression das Land er-
fasst. Es läuft wieder deutlich
besser, seit wir 2002 unser
Verhältnis zur EU mit den Bila-
teralen I regeln konnten. Irgend-
welche Studien, die irgendetwas
behaupten, findet man immer.

Sprechenwir noch über
Corona.Wie gut kommt die
Wirtschaft durch die Krise?
Das Bruttoinlandprodukt wird
dieses Jahr um 6 Prozent sinken,
wir haben im Moment etwa
150’000 Arbeitslose und rund
900’000 Arbeitnehmende in
Kurzarbeit.Wir sind bis jetzt bes-
ser durch die Krise gekommen
als befürchtet. Grosse Sorgen be-
reiten mir jedoch die kommen-
den Monate. Dann werden viele
Unternehmen realisieren, dass
das Geschäftsniveau der neuen
Normalität deutlich tiefer liegen
wird als bisher. Eswird zumTeil
Jahre dauern, umwieder auf das
Vor-Corona-Niveau zu kommen.

Im Klartext: Es steht
eine Entlassungswelle an?
Viele Unternehmen werden ge-
zwungen sein, Restrukturierun-
gen einzuleiten. Ja, ich fürchte,
dass es zu Entlassungen im
grossen Stil kommen könnte.

«Gerade da gibt es viele Schweiz-Fans»
Begrenzungsinitiative Arbeitgeberpräsident Valentin Vogt wehrt sich gegen den SVP-Vorwurf, ausländischen
Chefs fehle der Bezug zur Schweiz. Seine Firmen würden bei Kündigung der Bilateralen denWegzug prüfen.

«Es ist auch
ein Risiko,
jemanden aus
demAusland
einzustellen,
dermit unserer
Kultur nicht
vertraut ist.»

«Für die Wirtschaft ist die Personenfreizügigkeit essenziell»: Valentin Vogt. Foto: Dominique Meienberg

ANZEIGE

Justiz Stefan Keller soll als ausser-
ordentlicherBundesanwalt gegen
den zurückgetretenen Bundes-
anwaltMichael Lauber ermitteln.
Das beantragt die Gerichtskom-
mission der Bundesversamm-
lung. Es geht um Laubers Tref-
fen mit Fifa-Präsident Gianni
Infantino. Keller, aktuell Präsi-
dent des Kantonsgerichts Obwal-
den, hatte als ausserordentlicher
Staatsanwalt des Bundes bereits
die Strafanzeigen geprüft. Der
Nachfolger oder die Nachfolge-
rin von Michael Lauber wird vo-
raussichtlich in der Winterses-
sion gewählt.

Weiter schlägt die Gerichts-
kommission alle wieder antre-
tenden Bundesrichterinnen und
Bundesrichter zur Wiederwahl
vor – auch Yves Donzallaz, der
von der SVP nicht zur Wieder-
wahl empfohlen wird. Das Vor-
gehen der SVPhatte eine Diskus-
sion überdie Unabhängigkeit der
Richter ausgelöst. (sda)

Stefan Keller
soll gegen Lauber
ermitteln

Ringen umSparpläne
für Gesundheitswesen
Kostendämpfung Mit einem Bün-
del von Massnahmen will der
Bundesrat die Gesundheits-
kosten drücken. Gestern hat der
Ständerat einem ersten Paket
zugestimmt, dabei aber zahl-
reiche Änderungen beschlossen.
Knapp abgelehnt hat der Stände-
rat etwa die Einführung landes-
weit einheitlicherTarifstrukturen
für ambulante Pauschaltarife.
Umstritten ist auch dieAusgestal-
tung des sogenannten Experi-
mentierartikels. Dieser soll es
erlauben, vom geltenden Recht
abzuweichen, um günstigere
oder bessere Modelle zu er-
proben. (sda)

Tschechewill von Räten
begnadigt werden
Begnadigung Die Mitglieder von
National- und Ständerat wer-
den in der letzten Woche der
Herbstsession über eine Begna-
digung entscheiden. Das Gesuch
hat ein Tscheche gestellt, der
wegen Betrugs und Geldwä-
scherei verurteilt worden ist.
Die 17-köpfige Begnadigungs-
kommission empfiehlt einstim-
mig, das Gesuch abzulehnen.
Letztmals hatte das Parlament
2008 über eine Begnadigung
entschieden. (sda)

Nachrichten

Oberster Arbeitgeber

Valentin Vogt ist seit 2011 Präsident
des Schweizerischen Arbeitgeber
verbands. 18 Jahre lang war er
Verwaltungsrat beim Industrie
konzern Burckhardt Compression,
davon 9 Jahre als Präsident. (fre)

Gesundheit für die Ärmsten: fairmed.ch

Für kranke
Menschen gehen
wir bis ans
Ende der Welt.
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Janine Hosp und
Alexandra Bröhm

Die Verwirrung ist gross. Soll
man Kinder mit Schnupfenna-
sen auf das Coronavirus testen
oder nicht? Viele Eltern erleben
imMoment, dass ihre Kinder aus
der Schule, dem Kindergarten
oder dem Hort nach Hause ge-
schickt werden, weil sie Erkäl-
tungssymptome haben. Manch-
mal werden sie sogar direkt in
einTestcenter geschickt, oder sie
dürfen erst mit negativem Test-
resultatwieder zur Schule gehen.

Die offiziellen Empfehlungen
des Bundesamtes fürGesundheit
(BAG) sind offen formuliert: Kin-
der unter 12 Jahren müssten
nicht «in allen Fällen» getestet
werden. Entscheiden sollen der
Kinderarzt und die Eltern. Das
sorgt für Willkür. «An manchen
Schulen werden Kinder mit
SchnupfennachHause geschickt,
an anderen müssen sie erst zu
Hause bleiben, wenn sie Fieber
haben oder husten», sagt Dag-
mar Rösler, Präsidentin des
Dachverbands der Lehrer und
Lehrerinnen.Allerdings: «Schu-
len dürfen Kinder heimschicken,
wenn sie krank sind. Sie dürfen
aber keine Tests verlangen, das
entscheidet derKinderarzt», sagt
Christoph Berger, Leiter der Ab-
teilung für ansteckende Krank-
heiten am Kinderspital Zürich.

Wie ansteckend sind Kinder?
So werden seit den Sommerfe-
rien deutlich mehr Kinder abge-
klärt. In der Kinderpermanence
Swiss Medi Kids in Zürich etwa
wurden im Frühjahr durch-
schnittlich 12 Kinder proTag ge-
testet, seit den Sommerferien
sind es bis zu 30. «Wir streichen
noch längst nicht jedes Kind ab,
das zu uns kommt», sagt Katja
Berlinger, Leiterin der Kinder-
permanence. Auch im Kinder-
Notfall des Berner Inselspitals
werden seit den Sommerferien
deutlichmehrKinder getestet. In
der ganzen Schweiz sind es ge-
mäss BAG wöchentlich 1100 bis
4000 Kinder unter zehn Jahren;
bei 10 bis 30 proWoche fällt der
Test zurzeit positiv aus.

Wissenschaftlich ist die Fra-
ge,wie ansteckend Kinder unter
12 Jahren für andere sind, noch

nicht definitiv geklärt. Deshalb
setzt sich Virologin Isabella
Eckerle von derUniversität Genf
dafür ein, dass auch Kinder unter
12 Jahren breiter getestetwerden.
Sowill sie verhindern, dass man
SchulenwegenvielerAnsteckun-
gen schliessen muss.

Die Schweizer Kinderärzte
wehren sich jetzt in einer Stel-

lungnahme gegen das vermehr-
te Testen. «Jedes Kind mit einer
akuten Atemwegsinfektion auf
das Coronavirus zu testen,macht
keinen Sinn», sagt Christoph
Aebi, Kinderinfektiologe an der
Universitätsklinik für Kinder-
heilkunde des Inselspitals Bern.
Man könne mit dem Testen oh-
nehin nicht alle infizierten Kin-
der entdecken, weil längst nicht
alle Symptome zeigten. «Wir set-
zen uns für eine klare Teststra-
tegie für Kinder mit Fieber und
starkem Husten ein», sagt Aebi.
Nur 20 bis 30 Prozent derKinder
mit nachgewiesener Covid-19-
Infektion zeigen Schnupfensym-
ptome, hingegen hätten rund
70 Prozent dieser Kinder Fieber.
Wichtig sei, dass Kinder mit
Fieber konsequent zu Hause
blieben, bis sie 24 Stunden fie-
berfrei seien.

Angesteckte Kinder haben eine
ähnliche Virenmenge wie Er-
wachsene im Nasen-Rachen-
Raum.Doch imMoment ist noch
unklar, ob das bedeutet, dass sie
dasVirus auch gleich häufigwei-
tergeben. Eine aktuelle Studie
aus demUS-Bundesstaat Rhode
Island kam zum Schluss, dass
Kinder in Betreuungseinrichtun-
gendasVirus seltenweitergeben.
Nur in 4 von 666 Einrichtungen
kameszu sekundärenAnsteckun-
gen. Allerdings trugen alle Er-
wachsenen Masken.

Katja Berlinger von der Kin-
derpermanence geht davon aus,
dass die Grippewelle die Zahl der
Tests weiter in die Höhe treiben
wird. Sie blickt dem Winter mit
Sorge entgegen: «Es braucht kla-
re Regeln, wann ein Kind im
Winter getestetwird. Sonstwer-
den wir völlig überrannt.» Das

führte dazu, dass der ohnehin
schon knappe Platz in den
Kinderspitälern und bei Kinder-
ärzten noch knapper werde.

Auch Kinderarzt Aebi warnt
vor einer Überlastung der Test-
infrastruktur in den Wintermo-
naten – vermutlich kommen
dann auch mehr Erwachsene
zumTest.Aebi rechnet vor: In der
Schweiz gibt es 400’000 Kinder
unter 5 Jahren. Sie haben durch-
schnittlich dreiAtemwegserkran-
kungen pro Winter, bei Kindern
imPrimarschulalter sind es zwei.
Allein fürdie unter 5-Jährigen er-
gäbe das 1,2 Millionen Tests.

Die Leiterin der Permanence
sieht zwei Möglichkeiten: Ent-
wederwerdenwie schon inNeu-
enburg oder Lausanne Testcen-
ter nur für Kinder geschaffen –
oder man testet Kinder unter
10 Jahren nur noch sehr zurück-

haltend – und übernimmt die
Verantwortung dafür. Das aber
wage niemand zu fordern, da
noch nicht zweifelsfrei geklärt
sei, ob Kinder das Virus weiter-
geben oder nicht. Wie die Ge-
sundheitsdirektion des Kantons
Zürich aufAnfrage sagt, plant sie
keine Testcenter für Kinder.

Die Schweizer Kinderärzte
wünschen sich vom BAG eine
einheitliche Strategie, damit die
Situation für Eltern und Lehrer
einfacher wird. «Empfehlungen
reichen nicht», sagt Aebi. Das
BAG ist im Moment daran, die
Empfehlungen für Kinder unter
12 Jahren zu überarbeiten. Noch
ist nicht ganz klar, wann die
überarbeitete Version kommt.
Offiziell heisst es Mitte Oktober.
Dochweil dasThema imMoment
stark beschäftigt, könnte es auch
schneller gehen.

Dürfen Kindermit Schnupfen in die Schule?
Corona Viele Eltern sind derzeit verunsichert, es gibt kein einheitliches Vorgehen.
Die Schweizer Kinderärzte stellen jetzt klare Forderungen und warnen vor unnötigen Tests.

Erkältung oder Corona? Seit den Sommerferien werden in der Schweiz deutlich mehr Kinder abgeklärt: Foto: Laif

Die versuchsweise und staatlich
kontrollierte Cannabis-Abgabe
wird in der Schweiz in absehba-
rer Zeit Tatsache. Der Ständerat
hat am Mittwoch als Zweit-
rat einer Ergänzung des Betäu-
bungsmittelgesetzes grundsätz-
lich zugestimmt. Möglich wer-
den somit wissenschaftliche
Studien über den Cannabis-Kon-
sum, die eng reglementiert sind.

ImRahmenvonwissenschaft-
lichen Pilotversuchen kann da-
mit Cannabis beispielsweise in
Apotheken an ausgewählte Per-
sonen verkauftwerden.Mehrere
Städte, darunter Zürich, Bern
und Basel, hatten in derVergan-
genheit Interesse an solchenVer-
suchen bekundet. Bisher fehlte
aber die Rechtsgrundlage dafür
– diese schuf das Parlament nun

mit einemExperimentierartikel.
Ziel ist es, zu untersuchen, wie
sich ein kontrollierter Zugang zu
Cannabis auf den Konsum, das
Kaufverhalten und die Gesund-
heit der Teilnehmer auswirkt.

Erfreut über den Entscheid
zeigt sich SuchtpsychiaterDanie-
le Zullino von der Universität
Genf. Der Chefarzt der Genfer
Suchtkliniken verspricht sich
dank der StudienAussagen über
Nebenwirkungen des Cannabis-
Konsums sowie die konkreten
Auswirkungen auf die psychi-
sche Gesundheit der Konsumen-
ten. So soll etwa die Frage beant-
wortet werden, ob sich die Qua-
lität der konsumierten Produkte
verbessern lasse.

Bereits hat der Bund einem
HerstellereineBewilligungerteilt,

um die Bedingungen der Canna-
bis-Produktion inderSchweiz ab-
zuklären. Renato Auer von der
Pure Production AG sagt im Ge-
spräch mit dieser Zeitung, seine
Firma teste derzeit in Absprache
mit demBundesamt fürGesund-
heit rund 1500 Cannabis-Sorten
mit einem THC-Gehalt von über
einem Prozent. Es gelte derzeit
abzuklären,welcheSorten fürAn-
baubedingungen in der Schweiz
infrage kämen. Angebaut werde
unterdenRegelnderBundes-Bio-
Verordnung. Im Kanton Aargau
habe die Firmaderzeit eine halbe
Hektaremit THC-Pflanzen ange-
baut; dies unter strengen Sicher-
heitsanforderungen.

Auch die Stadt Bern wartet
nur darauf,mit derversuchswei-
sen Abgabe von Cannabis star-

ten zu können. «Wir haben nun
endlich eine Rechtsgrundlage für
unsere fertig designten Pilotver-
suche. Damit können die von der
Universität Bernwissenschaftlich
begleiteten Studien nach einem
erneuten Gesuch beimBAG in ab-
sehbarer Zeit beginnen», sagt
Sven Baumann, Generalsekretär
der StadtbernerDirektion für Bil-
dung, Soziales und Sport.

KlareMehrheit im Stöckli
DerStänderat sagte amMittwoch
mit 31 zu 7 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen klar Ja. Die 7 Nein-
Voten kamenvon SVP- und CVP-
Ständeratsmitgliedern.

Befürworterin Maya Graf
(Grüne, BL) sagte: «Es geht dar-
um, ein Problem, das wir nicht
in den Griff kriegen und das

nicht reguliert ist, zu verstehen.»
In einem nächsten Schritt gehe
es dann darum, die Situation zu
verbessern.

PeterHegglin (CVP, ZG)wand-
te sich aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes gegen dieVorlage.
Gerade die Corona-Krise führe
deutlich vor Augen, wie wichtig
ein gesundes Immunsystem sei.
In der Corona-Bekämpfung sei
man viel konsequenter als beim
Cannabis und schränke sogar die
persönliche Freiheit stark ein,
um Erkrankungen und gesund-
heitliche Schäden zuverhindern.
Unzähligewissenschaftliche Stu-
dien zum Cannabis-Konsum
lägen bereits vor, so Hegglin.
Diese belegten fundiert die
negativen Auswirkungen des
Kiffens auf Körper und Psyche.

Nachgewiesen seien unter ande-
rem Lungenschäden, Beein-
trächtigungen der Reaktions-
und Konzentrationsfähigkeit so-
wie des Kurzzeitgedächtnisses.

Ganz unter Dach und Fach ist
die Gesetzesänderung noch
nicht. Der Nationalrat verlangte
als Erstrat, dass für dieVersuche
nur SchweizerBio-Cannabis ver-
wendet werden darf. Der Stän-
derat wollte das so nicht und
schrieb die Formulierung «soweit
wiemöglich» in denGesetzesent-
wurf. Die Bereinigung dieser Dif-
ferenz dürftewohl nochdiese Ses-
sion erfolgen.Das Geschäft ist in
der letzten Sessionswoche jeden-
falls zu diesem Zweck nochmals
im Nationalrat traktandiert.

Beni Gafner

Der Bund lässt bereits Hanfsorten testen
Pilotprojekte Der Ständerat erlaubt als Zweitrat Versuche mit einer legalisierten staatlichen Cannabis-Abgabe.

469 neue Corona-Fälle

Dem Bundesamt für Gesundheit
sind amMittwoch 469 neue
Coronavirus-Ansteckungen innert
eines Tages gemeldet worden
– dies bei 17’565 neuen Tests.
Es gab einen neuen Todesfall
und 14 neue Spitaleinweisungen.
Insgesamt gab es seit Beginn der
Pandemie 45’306 laborbestätigte
Fälle, 1735 Personen starben. (sda)
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